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Text 

2. UNTERABSCHNITT. 

Ausscheiden aus einem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis. 

Überweisungsbeträge 

§ 311. (1) Ist ein Dienstnehmer aus einem nach diesem Bundesgesetz pensionsversicherungsfreien 
oder nach früherem Recht rentenversicherungsfreien Dienstverhältnis ausgeschieden oder scheidet er aus 
einem solchen Dienstverhältnis aus, ohne daß aus diesem ein Anspruch auf einen laufenden 
Ruhe(Versorgungs)genuß erwachsen ist und ohne daß ein außerordentlicher Ruhe(Versorgungs)genuß in 
der Höhe des normalmäßigen Ruhe(Versorgungs)genusses unwiderruflich gewährt wird, so hat der 
Dienstgeber, soweit in den nachstehenden Abs. 3 und 4 nichts anderes bestimmt wird, dem 
Pensionsversicherungsträger, der aus dem Dienstverhältnis zuletzt zuständig gewesen wäre, einen 
Überweisungsbetrag zu leisten. Dies gilt auch für den Fall, daß ein wegen Mitgliedschaft in einem 
unabhängigen Verwaltungssenat in den zeitlichen Ruhestand versetzter Richter, dem ein Anspruch auf 
einen laufenden Ruhegenuß erwachsen ist, gemäß § 100 Abs. 1 Z 5 des Richterdienstgesetzes, BGBl. 
Nr. 305/1961, aus seinem Bundesdienstverhältnis ausscheidet. 

(2) Tritt der Dienstnehmer im unmittelbaren Anschluß an das Ausscheiden aus einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis in ein anderes pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis 
über und sind die Voraussetzungen des § 308 Abs. 1 gegeben, so hat der Dienstgeber aus dem früheren 
Dienstverhältnis den Überweisungsbetrag unmittelbar an den Dienstgeber des neuen Dienstverhältnisses 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 3 

unter Anzeige an den Versicherungsträger zu leisten. Rechnet der Dienstgeber des neuen 
Dienstverhältnisses nach den von ihm anzuwendenden dienstrechtlichen Vorschriften dem 
Überweisungsbetrag zugrunde liegende Versicherungsmonate nicht an, so ist der auf diese 
Versicherungsmonate entfallende Teil des Überweisungsbetrages in sinngemäßer Anwendung des Abs. 5 
an den Versicherungsträger zu leisten. 

(3) Die Verpflichtung des Dienstgebers nach Abs. 1 entfällt, 

 a) wenn beim Ausscheiden des Dienstnehmers durch Tod keine im Sinne der pensionsrechtlichen 
Bestimmungen des Dienstgebers versorgungsberechtigten Hinterbliebenen vorhanden sind oder 

 b) wenn ein Beamter (eine Beamtin) aus Gründen der Eheschließung oder der Kindererziehung 
freiwillig aus dem Dienstverhältnis austritt und ihm (ihr) aus diesem Anlaß eine Abfertigung 
gewährt wird, die mindestens um 20 vH höher ist als die Summe der vom Dienstgeber nach 
Abs. 5, nach § 175 Abs. 1 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes oder nach § 167 Abs. 1 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes zu leistenden bzw. zurückzuzahlenden 
Überweisungsbeträge oder 

 c) wenn der Dienstnehmer beim Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis nach den Dienst- und Besoldungsvorschriften für seine laufenden 
Versorgungsansprüche entfertigt wurde. 

In den Fällen der lit. b und c kann der Dienstnehmer oder sein anspruchsberechtigter Hinterbliebener 
innerhalb der im § 312 angegebenen Frist den Überweisungsbetrag in der in Abs. 5 angegebenen Höhe 
sowie den Überweisungsbetrag, den der Dienstnehmer aus Anlaß der Aufnahme in das 
pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erhalten hat, an den Versicherungsträger leisten. Innerhalb 
der gleichen Frist kann auch ein Dienstnehmer, für den ein Überweisungsbetrag nach Abs. 1 geleistet 
wird, oder sein anspruchsberechtigter Hinterbliebener einen Überweisungsbetrag, den der Dienstnehmer 
aus Anlaß der Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erhalten hat, an den 
Versicherungsträger zurückzahlen. Der vom Dienstnehmer erhaltene Überweisungsbetrag ist mit dem für 
das Jahr der Zahlung des Überweisungsbetrages geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108c) aufzuwerten. 

(4) Wurde beim Ausscheiden eines Dienstnehmers aus dem pensions(renten)versicherungsfreien 
Dienstverhältnis ein widerruflicher oder befristeter außerordentlicher Ruhe(Versorgungs)genuß in der 
Höhe eines normalmäßigen Ruhe(Versorgungs)genusses gewährt, so besteht die Verpflichtung des 
Dienstgebers zur Leistung des Überweisungsbetrages nach Abs. 1 erst nach Wegfall dieses 
außerordentlichen Ruhe(Versorgungs)genusses. 

(5) Der Überweisungsbetrag beträgt für jeden in einem nach diesem Bundesgesetz 
pensionsversicherungsfreien oder nach früherem Recht rentenversicherungsfreien Dienstverhältnis 
zugebrachten Monat 7 vH des auf den Monat entfallenden Entgeltes (§ 49). Der Berechnung des 
Überweisungsbetrages für die Monate, in denen Anspruch auf volles Entgelt bestand, ist das letzte volle 
Monatsentgelt zugrunde zu legen, auf das der Dienstnehmer zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis Anspruch hatte oder gehabt hätte; der Berechnung des 
Überweisungsbetrages für die Monate, in denen gemäß § 13 des Gehaltsgesetzes 1956 oder einer 
gleichartigen bundes- oder landesgesetzlichen Bestimmung die Monatsbezüge gekürzt waren, ist der 
entsprechend gekürzte letzte Monatsbezug zugrunde zu legen, auf den der Dienstnehmer im Zeitpunkt 
seines Ausscheidens aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis Anspruch hatte oder gehabt 
hätte. Der Überweisungsbetrag ist jedoch höchstens von dem Betrag von 130,81 €, wenn das Ausscheiden 
vor dem 1. August 1954 erfolgte bzw. bei späterem Ausscheiden höchstens vom 30fachen der im 
Zeitpunkt des Ausscheidens in Geltung gestandenen Höchstbeitragsgrundlage in der 
Pensionsversicherung (§ 45 Abs. 1) zu berechnen. Der Hundertsatz ermäßigt sich auf 1 für Zeiten einer 
Beschäftigung im Sinne des § 229 Abs. 1 Z. 1 lit. a und b, wenn diese Zeiten bei früherem 
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes im Sinne des § 308 Abs. 2 pensionsversicherungsfrei 
gewesen wären. War der Dienstnehmer unmittelbar vor seinem Ausscheiden aus dem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis gegen Entfall des Entgeltes beurlaubt, so ist der 
Berechnung des Überweisungsbetrages das letzte volle Monatsentgelt zugrunde zu legen, auf das der 
Dienstnehmer vor seiner Beurlaubung Anspruch hatte. Kürzungen des Entgeltes, insbesondere aus Anlaß 
einer Suspendierung, sind bei der Berechnung des Überweisungsbetrages nicht zu berücksichtigen. Der 
Überweisungsbetrag erhöht sich unbeschadet der Bestimmungen des § 175 des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes und des § 167 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes um einen aus Anlaß 
der Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis an den Dienstgeber geleisteten 
Überweisungsbetrag sowie um aus demselben Anlaß vom Dienstnehmer geleistete besondere 
Pensionsbeiträge; ein solcher Überweisungsbetrag und solche besonderen Pensionsbeiträge sind mit dem 
für das Jahr ihrer Zahlung an den Dienstgeber geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108c) aufzuwerten. Zeiten, 
während derer kein Anspruch auf Entgelt aus dem Dienstverhältnis bestanden hat, sind bei der 
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Berechnung des Überweisungsbetrages nur dann zu berücksichtigen, wenn diese Zeiten für die 
Bemessung des Ruhegenusses angerechnet wurden. Soweit während einer Zeit, die der Berechnung des 
Überweisungsbetrages zugrunde gelegt wird, vom Dienstgeber Beiträge zur Weiterversicherung in der 
Pensionsversicherung entrichtet wurden, sind diese auf den Überweisungsbetrag anzurechnen. 
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